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müssen unterschrieben und mit dem Siegel des Gerichts ver­
sehen sein. Eine konsularische Legalisation ist nicht erfor­
derlich.

(3) Die Übermittlung der Ersuchen erfolgt mit einem Be­
gleitschreiben des nach Artikel 6 zuständigen Organs.

Erledigung von Ersuchen
Artikel 9

(1) Die Erledigung von Rechtshilfeersuchen erfolgt nach den 
Gesetzen des Vertragsstaates, dem das ersuchte Gericht ange­
hört.

(21 Auf Verlangen des ersuchenden Gerichts können von den 
Verfahrensvorschriften abweichende Formen angewandt wer­
den, soweit diese den Grundprinzipien der Staats- und Rechts­
ordnung des ersuchten Vertragsstaates nicht widersprechen.

(3) Das ersuchte Gericht teilt auf Verlangen dem ersuchen­
den Gericht rechtzeitig den Zeitpunkt und den Ort der Durch­
führung des Rechtshilfeersuchens mit. Diese Mitteilung kann 
unmittelbar durch die Post oder telegrafisch erfolgen.

Artikel 10
(1) Ist das ersuchte Gericht für die Erledigung des Ersuchens 

nicht zuständig, leitet es das Ersuchen an das zuständige Ge­
richt oder an das nach Artikel 4 Absatz 2 zuständige Organ 
weiter.

(21 Ist die im Ersuchen bezeichnete Person unter der ange­
gebenen Anschrift nicht auffindbar, trifft das ersuchte Gericht 
die notwendigen Maßnahmen zur Feststellung des Aufent­
halts.

(31 Ist dem ersuchten Gericht die Erledigung des Ersuchens 
nicht möglich, benachrichtigt es das ersuchende Gericht auf 
dem in Artikel 6 vereinbarten Wege und teilt die Gründe mit, 
aus denen das Ersuchen nicht ausgeführt werden konnte.

Artikel 11
Die Zustellung wird durch eine Empfangsbescheinigung, die 

das Zustellungsdatum, die Unterschrift des Empfängers und 
des Zustfellers sowie das Siegel des Gerichts enthält, oder 
durch eine Niederschrift des ersuchten Gerichts, aus der her­
vorgeht, in welcher Form und zu welchem Zeitpunkt das be­
treffende Schriftstück zugestellt worden ist, nachgewiesen.

Artikel 12 
Zustellung an eigene Staatsbürger

Die Vertragsstaaten können Zustellungen an ihre eigenen 
Staatsbürger, die sich auf dem Territorium des anderen Ver­
tragsstaates aufhalten, durch ihre diplomatische oder konsu­
larische Vertretung vornehmen.

Artikel 13
Freies Geleit für Zeugen und Sachverständige

(1) Ein Zeuge oder Sachverständiger, welche Staatsbürger­
schaft er auch besitzt, der auf eine ihm durch das Gericht des 
ersuchten Vertragsstaates zugestellte Ladung vor den Gerich­
ten des ersuchenden Vertragsstaates erscheint, darf nicht straf­
rechtlich verfolgt oder in Haft genommen werden wegen 
einer Straftat, die er bereits vor Überschreiten der Grenze 
des ersuchenden Vertragsstaates begangen hatte. Er darf fer­
ner nicht aufgrund eines früher ergangenen Gerichtsurteils 
einer Bestrafung zugeführt werden.

(2) Ein Zeuge oder Sachverständiger verliert den unter Ab­
satz 1 vorgesehenen Schutz, wenn er das Territorium des er­
suchenden Vertragsstaates nicht binnen 15 Tagen, von dem 
Tage an gerechnet, an dem ihm mitgeteilt wurde, daß seine

Anwesenheit nicht mehr erforderlich ist, verlassen hat, ob­
wohl er dazu die Möglichkeit hatte.

(3) Der ersuchende Vertragsstaat ist verpflichtet, einem 
Zeugen oder Sachverständigen die Reise- und Aufenthalts­
kosten sowie den Lohnausfall zu erstatten und einem Sach­
verständigen ein Gutachterhonorar zu gewähren. In der La­
dung wird angegeben, auf welche Vergütung der Zeuge oder 
Sachverständige Anspruch hat. Auf Antrag des Zeugen oder 
Sachverständigen wird ihm vom ersuchten Vertragsstaat ein 
Vorschuß zur Deckung der betreffenden Kosten gewährt, der 
auf der Vorladung vermerkt und vom ersuchenden Vertrags­
staat erstattet wird.

(41 Wird eine Person, die sich auf dem Territorium des er­
suchten Vertragsstaates in Haft befindet, von einem Gericht 
des anderen Vertragsstaates als Zeuge oder Sachverständiger 
geladen und soll sie zu diesem Zweck zeitweilig überstellt 
werden, genießt sie den in den Absätzen 1 und 2 zugesicher­
ten Schutz. Der ersuchende Vertragsstaat ist verpflichtet, diese 
Person in Haft zu halten und nach erfolgter Vernehmung 
baldmöglichst zurückzuführen.

Artikel 14 
Kosten der Rechtshilfe

(11 Die durch die Erledigung von Rechtshilfeersuchen ent­
standenen Kosten trägt der ersuchte Vertragsstaat Ausgenom­
men davon sind

a! die im Artikel 13 Absatz 3 genannten Kosten und

bl Honorare für die Erstattung von schriftlichen Sachver­
ständigengutachten.

(21 Das ersuchte Gericht hat dem ersuchenden Gericht auf 
Verlangen Art und Höhe der entstandenen Kosten mitzutei­
len.

Artikel 15 
Ablehnung der Rechtshilfe

Die Gewährung von Rechtshilfe kann abgelehnt werden, 
wenn die Erledigung eines Ersuchens die Souveränität, Sicher­
heit oder die Grundprinzipien der Staats- und Rechtsordnung 
des ersuchten Vertragsstaates beeinträchtigen könnte.

T e i l  III
Information über das geltende Recht

Artikel 16
Die Ministerien der Justiz der Vertragsstaaten erteilen 

einander auf Ersuchen Auskunft über Zivil-, Familien-, Ar- 
beits- und Strafrechtsvorschriften, soweit das für die Durch­
führung von gerichtlichen Verfahren erforderlich ist.

T e i l  IV
Urkunden

Artikel 17 
Befreiung von der Legalisation

(11 Urkunden, die von einem Gericht oder einem anderen 
Organ oder einer nach den Rechtsvorschriften des einen Ver­
tragsstaates dazu befugten Person im Rahmen ihrer Zustän­
digkeit in der vorgeschriebenen Form ausgefertigt worden 
sind, bedürfen zur Verwendung vor den Gerichten oder vor 
anderen Organen des anderen Vertragsstaates keiner konsu­
larischen Legalisation, wenn sie mit Unterschrift und amt­
lichem Siegel versehen sind.

(21 Absatz 1 gilt auch für die'Beglaubigung von Unterschrif­
ten und Abschriften von Urkunden.


